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Wahlprogramm für die Kommunalwahlen in Bayern im März 2026  

Kandidatur für den Kreistag Eichstätt      Stand 07.01.2026  

 

A. Präambel  
 

Im Weltkreis denken ς im Land-
kreis handeln  

 

Unser Landkreis Eichstätt ist einer der 
schönsten und wohlhabendsten in 
Deutschland. Aber die bundesweiten 
und weltweiten Entwicklungen, die die 
Kluft zwischen Arm und Reich vergrö-
ßern, das friedliche Miteinander der 
Menschen gefährden und den Klima-
wandel befeuern, machen vor unseren 
Landkreisgrenzen nicht halt.  

 

DIE LINKE vor Ort will auf die Herausfor-
derungen unserer Zeit Antworten geben 
und konkrete Forderungen in den kom-
munalen Parlamenten stellen.  

 

Linke Kommunalpolitik bedeutet einzu-
treten für soziale Gerechtigkeit, für eine 
nachhaltige Entwicklung und eine de-
mokratische Teilhabe im Landkreis. 
Dazu gehört, dass die zentralen Berei-
che der Daseinsvorsorge wie Gesund-
heit, Wohnen, Bildung, Energie, Wass er 
und Verkehr in öffentlicher Hand blei-
ben, oder wieder in diese zurückgeholt 
werden. Der Landkreis muss eine faire 
Daseinsvorsorge im Interesse der Allge-
meinheit garantieren und darf sie nicht 
den Profitinteressen Weniger überlas-
sen. Wir wollen denjenige n Aufmerk-
samkeit schenken, die unsere Kommune 
am Laufen halten: Unserem ÖPNV und 

seinen Angestellten, unseren Kranken-
häusern, Pflegekräften und Gesund-
heitsämtern, unseren engagierten Päda-
gog:innen und Erzieher:innen in Schu-
len, Ganztagsbetreuungen und Kitas, 
Polizei, THW und Feuerwehr, und so 
weiter.  

 

Der Demokratische Sozialismus ist un-
sere Vision.  

 

Unser Landkreis kann und muss lokale 
Initiativen ergreifen, für den Schutz von 
Klima, Tieren und Umwelt, für eine Ver-
kehrswende hin zu Bus und Bahn, für 
eine regionale und ökologische Land-
wirtschaft, für eine psychosoziale Ver-
sorgung von benachteiligten Ki ndern, 
Jugendlichen, behinderten und älteren 
Menschen.  

 

Wir LINKEN vor Ort wollen uns für ein 
sozial gerechtes und ein demokratisch 
friedliches Zusammenleben in unserem 
Landkreis einsetzen. Wir begrüßen aus-
drücklich das Engagement aus der Zivil-
gesellschaft zur Unterstützung von Mig-
rant:innen und Geflüchteten. O b Volks-
fest, Veranstaltungen der KU oder Welt-
flüchtlingstag, wir setzen uns dafür ein, 
dass alle Menschen willkommen sind 
und gemeinsam solidarisch unseren 
Landkreis zu einem Ort machen, an dem 
vielfältige Traditionen gelebt werden.  

 



 

B. Mieten und Wohnen  
 

Eine andere Kommune  ist möglich: 
sozial, ökologisch, demokratisch  

 

Für viel zu viele Menschen und Kultur -  
und Sozialeinrichtungen fehlt im Land-
kreis leistbarer Mietraum. Menschen mit 
nichtdeutsch klingendem Namen haben 
es bei der Wohnungssuche oft beson-
ders schwer.  

 

Unsere Antwort auf diese Krise ist ein-
fach: Wir brauchen einen Kurswechsel in 
unserer Wohnraumpolitik, hin zu einer 
Gemeinwohlorientierung und einer sozi-
alen und demokratischen Stadtentwick-
lung. Es ist längst überfällig, die Interes-
sen der Immobilienspekul ation hinter 
das Recht auf bezahlbaren Wohnraum 
zu stellen.  

 

Öffentliche Böden dürfen künftig nicht 
mehr veräußert werden und die Kom-
mune steht in der Pflicht, ihr Vorkaufs-
recht effektiv zu nutzen, um endlich 
mehr sozialen Wohnraum zu schaffen. 
Unser Versprechen: Mit uns kommt der 
Paradigmenwechsel!  

 

Angelehnt an Erfolge in Wien wollen wir 
den Anteil an kommunalem, genossen-
schaftlichen und sonstigem gemein-
wohlorientierten Wohnungsbestand in 
den kommenden Jahren durch Ankauf, 
Vorkauf, Vergesellschaftung und Neu-
bau erheblich ausweiten. Perspektivisch 
sieht unser Konzept vor, dass mindes-
tens 50 Prozent der neu gebauten Woh-
nungen durch  

 

landeseigene und kommunale Woh-
nungsunternehmen, Genossenschaften 
und andere gemeinwohlorientierte Trä-
ger geschaffen werden, die Vermietung 
erfolgt selbstverständlich zu leistbaren 
Preisen.  

 

Gemeinsam den Landkreis gestal-
ten  

 

Offen für alle, statt hinter verschlosse-
nen Türen und in geheimen Zirkeln wol-
len wir gemeinsam mit allen Bürger:in-
nen entscheiden, wie sich unser Land-
kreis entwickeln soll! Wir wissen nämlich 
selbst am besten, wie wir uns die Zu-
kunft in unserer Kommune vor stellen. 
Die Umverteilung von Handlungsmacht 
an Bürger:innen ist für uns eine ent-
scheidende Grundlage für eine ermäch-
tigende Beteiligungskultur, umfassende 
Transparenz und politische Wirkmäch-
tigkeit der Zivilgesellschaft. Proteste, 
Kampagnen und direktdemo kratische 
Instrumente müssen eine noch größere 
Rolle im Landkreis spielen! Wir nehmen 
Initiativen und engagierte Bürger:innen 
ernst in ihren Anliegen und entwerfen 
gemeinsam mit ihnen Konzepte für eine 
kooperative kommunale Entwicklung 
und einen Landkreis für alle, der den 
Menschen dient.  

 

In der Vergangenheit sind zu ver-
schiedensten Themen Bürgerversamm-
lungen einberufen worden, um an einer 
Schnittstelle zwischen Zivilgesellschaft, 
Institutionen und Vertreter:innen von 
Stadt und Kommune ins Gespräch zu 
kommen. Dieses Beteiligungsmittel gilt 
es weiter auszubauen, um aktuelle Her-



ausforderungen der kommunalen Ent-
wicklung miteinander debattieren zu 
können. Solche sogenannten intermedi-
ären Strukturen müssen so weiterentwi-
ckelt werden, dass alle Akteur:innen 
tragfähige Lösungsansätze für bedrohte 
Initiativen und Projekte ausverhandeln  
und umsetzen können.  

 

Auch Instrumente wie eine Taskforce für 
bedrohte Räume der kulturellen Mi-
schung  nach Vorbild des Berliner Initia-
tivenforums Stadtpolitik sind denkbar 
und im Kontext unserer derzeitigen 
Sparpolitik absolut notwendig.  

 

Soziale Mietenpolitik und Mieten-
regulierung  

 

Wie in ganz Bayern steigen auch im 
Landkreis Eichstätt die Mieten weiter, 
ȊǳƭŜǘȊǘ ǳƳ пΣлу ҈Φ aƛǘ млΣпр ϵ ǇǊƻ 
Quadratmeter liegt Eichstätt knapp über 
dem ohnehin viel zu hohen bayerischen 
Durchschnitt und ganze 41,2 % über 
dem bundesdeutschen Durchschnitt.  

 

Wir wollen, dass Mieten in und um 
Eichstätt für alle bezahlbar sind, unab-
hängig davon, ob man in der Stadtmitte 
oder ländlicher leben möchte.  

 

Dafür brauchen wir als Kommune zual-
lererst einen Mietendeckel, das wohl 
wirksamste Instrument, das wir zur Be-
kämpfung des Mietenwahnsinns haben. 
Dieser ist sofort in den Kommunalen 
Wohnungsbaugesellschaften einzufüh-
ren. 

 

Weiterhin muss die Kommune sich ge-
meinsam mit anderen deutschen Städ-
ten für eine Gesetzeslage einsetzen, die 
eine Deckelung nach Berliner Modell 

bundesweit möglich macht (oder zumin-
dest eine Öffnungsklausel schafft, die 
es Kommunen erlaubt, eigene Mieten-
deckel einzuführen)!  

 

Aus unserer kommunalen Funktion in 
der Landespolitik müssen wir unsere 
Anstrengungen zur Eindämmung des 
Mietenanstiegs auch auf bayernweiter 
Ebene weiter verstärken. Wichtige In-
strumente sind dabei u. a. eine Decke-
lung der Mieten bei den landeseigenen 
Wohnungsunternehmen, die massive 
Ausweitung der öffentlichen Wohnungs-
bestände durch Neubau, Ankauf und 
eine Vergesellschaftung der großen pri-
vaten Immobilienkonzerne, der Aufbau 
eines Wohnungskatasters, eine konse-
quente Ausweisung von Milieuschutz-
gebieten und die Eindämmung der Um-
wandlung von Miet -  in Eigentumswoh-
nungen, das Verfolgen von spekulati-
vem Leerstand und Ferienwohnungen 
sowie der Aufbau eines Landesamtes 
für Wohnungswesen, in dem alle Aufga-
ben, die das Wohnungswesen im Frei-
staat betreffen, gebündelt und bearbei-
tet werden.  

 

Wohnraum ist keine Ware  

 

Alle Menschen brauchen eine angemes-
sene Wohnung zu fairen Mietpreisen. 
Wir wollen alle Möglichkeiten nutzen, um 
Marktspekulation mit unserem Wohn-
raum über eine öffentliche Regulierung 
einzudämmen.  

 

Während der kommunale Wohnungs-
markt sich in einer Notstandssituation 
befindet, stehen viele Wohnungen aus 
spekulativen Gründen leer. Das ist kein 
Kavaliersdelikt. Denn: Eigentum ver-
pflichtet! Eine ernsthafte Debatte über 
den Einsatz des Gesetzes über das Ver-
bot der Zweckentfremdung von Wohn-



raum ist dringend notwendig. Flankie-
rend fordern wir die Installation eines 
kommunalen Leerstandsmanagements 
zur Nutzung von unbewohnten Immobi-
lien. 

 

Außerdem wollen wir verbindliche Rege-
lungen, so dass bei Bedarf auch private 
Vermieter:innen ihre Wohnungsbe-
stände zur sozialen Belegung zur Verfü-
gung stellen müssen, um die Bürger:in-
nen mit Wohnraum zu versorgen, die es 
aktuell besonders schwer haben, eine 
Wohnung zu finden.   

 

Wir wollen die Mieterhöhung durch Mo-
dernisierung bremsen. Mit einer Zu-
schussförderung für energetisch sinn-
volle Maßnahmen sollen im privaten 
Wohnungsbestand Belegungsbindun-
gen bei der Wiedervermietung geschaf-
fen werden. So können nicht nur durch 
Neubau neue Bindungen geschaffen 
werden, das Konzept bietet auch die 
Möglichkeit, Altbauwohnungen im Alt-
stadtkern preiswert zu halten und an so-
ziale Ziele zu koppeln.  

 

Transparenz auf dem Immobilienmarkt 
ist zwingende Grundlage für eine effek-
tive Verfolgung von Straftaten und Ord-
nungswidrigkeiten im Wohnungssektor, 
für die politische Regulierung des Markt-
geschehens und eine öffentliche De-
batte über Vermögensverteilung un d 
soziale Verantwortung. Deshalb wollen 
wir ein Mieten -  und Wohnungskataster 
einführen, welches die tatsächlichen 
Mieten und Eigentümer:innen aller Woh-
nungen im Landkreis Eichstätt erfasst. 
Das Kataster dient perspektivisch auch 
als Grundlage für Instrumen te wie den 
Mietspiegel.  

 

 

 

Soziale Wohnraumversorgung  

 

Das Recht auf Wohnraum ist in der bay-
erischen Verfassung verankert. Die Mie-
ten in Bayern und der Kommune steigen 
überdurchschnittlich, die Einkommen 
dagegen kaum. Hier hat eine kalte Ent-
eignung von Mieter:innen stattgefun-
den. Viele Menschen haben keine 
Chance, auf dem Wohnungsmarkt eine 
Wohnung zu finden. Das betrifft zuneh-
mend auch Menschen mit mittlerem Ein-
kommen.  

 

Wir wollen dem staatlichen Auftrag der 
sozialen Wohnraumversorgung gerecht 
werden und alle Bürger:innen mit ange-
messenem Wohnraum versorgen. Vor 
allem Menschen, die staatliche Unter-
stützungsleistungen erhalten haben es 
oft schwer, eine Wohnung zu finden un d 
diese zu finanzieren. Im Landkreis 
Eichstätt insbesondere auch auf Grund 
der niedrig angesetzten Obergrenze für 
Heiz-  und Nebenkosten. Hier ist drin-
gend ein Angleich an die Realität nötig, 
um Menschen eine realistische Chance 
an dem ohnehin schon angespa nnten 
Wohnungsmarkt zu ermöglichen. Dem-
entsprechend muss der Landkreis die 
überdurchschnittlich hohe Wohnkos-
tenlücke mit der viele Bürger:innen im 
Transferbezug zu kämpfen haben kon-
sequent ausgleichen und sich dafür ein-
setzen, dass dies künftig auf Landes-
ebene und für alle Transferleistungs -
Beziehenden im Freistaat geschieht.  

 

Bei der Mietenentwicklung im neuen so-
zialen Wohnungsbau ist Vorsorge zu 
treffen, dass die dort implementierten 
jährlichen Mietsteigerungen sich nicht 
zu unsozialen Belastungen für die wohn-
berechtigten Haushalte aufbauen. Die 
Förderbedingungen des neuen soz ialen 
Wohnungsbaus sind dahingehend wei-
terzuentwickeln, dass eine dauerhafte 



Mietpreis -  und Belegungsbindung er-
reicht wird.  

 

Wir setzten uns außerdem auf allen Ebe-
ƴŜƴ ŦǸǊ Řŀǎ αIƻǳǎƛƴƎ ŦƛǊǎǘά-Prinzip nach 
finnländischem Modell ein.  

 

Eigenbedarfskündigungen zu-
rückdrängen  

 

Die Kündigung der Wohnung wegen Ei-
genbedarfs ist ein probates Mittel zur 
Erhöhung der Miete, denn ein Großteil 
der Vermieter, die sich auf Eigenbedarf 
berufen, tut dies missbräuchlich. Eigen-
bedarf wird vorgetäuscht, die Wohnung 
soll in Wahrheit teurer verm ietet oder 
verkauft werden. Die Bundesregierung 
verweigert seit Jahren, eine Verbesse-
rung des Mieter:innenschutzes im Bür-
gerlichen Gesetzbuch vorzunehmen. 
Wir wollen, dass der Landkreis Eichstätt 
mit gutem Vorbild voranschreitet und 
seine kommunale Stimme in der Bun-
despolitik dafür nutzt, dass der Schutz 
der Mieter:innen gegen Eigenbedarfs-
kündigungen im Bundesrecht ausgebaut 
wird.  

 

Eigenbedarfskündigungen sollen für die 
Zeit einer angespannten Wohnraumver-
sorgungssituation ausgeschlossen wer-
den. Sie dürfen in der übrigen Zeit nur 
noch in Ausnahmefällen zulässig sein. 
Der Personenkreis soll auf Familienan-

gehörige ersten Grades begrenzt wer-
den. Wer eine bewohnte Wohnung 
kauft, soll keinen Eigenbedarf geltend 
machen können. Wir werden Mieter:in-
nen gezielt durch öffentliche Informa-
tions -  und Beratungsangebote unter-
stützen, sich zivilrechtlich zu wehren.  

 

Deutsche Wohnen & Co enteignen: 
einen gemeinwohlorientierten 
Wohnungssektor aufbauen  

 

Große Immobilieninvestor:innen und 
Wohnungskonzerne bauen in der Regel 
wenig oder am Bedarf vorbei, erhöhen 
die Miete, verdrängen Mieter:innen und 
spekulieren mit Wohnraum. Sie gehören 
vergesellschaftet. Deshalb kämpfen wir 
für die Vergesellschaftung der g roßen 
Immobilienkonzerne und deren Über-
führung in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle und Verwal-
tung. Wir unterstützen Initiativen, wie 
das Volksbegehren »Deutsche Wohnen 
& Co enteignen«.  

Für uns ist in diesem Kontext klar, dass 
etwaige Entschädigungen sehr deutlich 
unterhalb des Marktwertes liegen müs-
sen, so wie es Art. 15 GG ermöglicht. Wir 
orientieren uns und kämpfen für eine 
Entschädigungssumme, die sich nicht 
am Werterhalt der Eigentüm er:innen 
misst, sondern am Interesse der Allge-
meinheit. Eine Richtschnur kann hierfür 
das Faire -Mieten -Modell der Initiative 
»Deutsche Wohnen & Co enteignen« 
sein, das von einem Ertragswert bei so-
zialen Mieten ausgeht.  



 

C. Bauen und Stadtentwicklung  
  

Noch mehr leistbare Wohnungen 
bauen  

 

Neubau ist nicht gleich Neubau. Deshalb 
betrachten wir Wohnungsbau nicht nur 
quantitativ, sondern auch qualitativ. Wir 
bewerten Neubau im Hinblick auf Nach-
haltigkeit und danach, inwiefern sich 
dieser in den Bestand in bestehenden 
Quartieren einfügt und leistbar ist. Nur 
im Zusammenspiel von leistbarem Neu-
bau und Regulierung überhöhter Mieten 
kann die Wohnungskrise im Landkreis 
dauerhaft bewältigt werden.  

 

Etwaige Neubaugegenden wünschen 
wir uns als lebendige Quartiere, d. h. so-
zial gemischt, grün, mit guten Versor-
gungsangeboten sowie mit einer guten 
ÖPNV-Anbindung. Um möglichst vielen 
Bürger:innen ein neues Zuhause zu ge-
ben und unnötige Bodenversiegelung zu  
vermeiden, kann dies nur vorrangig als 
Mehrgeschosswohnungsbau erfolgen.  

 

Neben den landeseigenen und kommu-
nalen Wohnungsunternehmen müssen 
für den Bau von Sozial -  und günstigen 
Wohnungen künftig auch verstärkt pri-
vate Wohnbauträger:innen beteiligt 
werden. Wir fordern, im Landkreis 
Eichstätt ein Modell der kooperativen 
Baulanden twicklung zu etablieren.  

Zu lange wurde beim Bauen die ökologi-
sche Frage ausgeklammert. Dabei ist 
der Immobiliensektor einer der Haupt-
verursacher beim Ausstoß von CO2. Bei 
der Wahl der Materialien für den kom-
munalen Neubau und die Sanierung von 
Wohnungen und städtischen Liegen-

schaften setzen wir auf ökologisch ver-
trägliche Bau -  und Dämmmaterialien, im 
Neubau insbesondere auf Holz. Wir wol-
len die Kreislaufwirtschaft stärken und 
ausbauen und so den Energieverbrauch 
reduzieren.  

 

Grund und Boden öffentlich und 
spekulationsfrei  

 

Boden ist der Schlüssel zu einer nach-
haltigen und sozialen Stadtentwicklung. 
Deshalb ist er als öffentliches Gut im In-
teresse des Allgemeinwohls zu organi-
sieren. Um sich als gemeinwohlorien-
tierte Kommune strategisch weiterzu-
bauen, braucht der Landkreis die  Verfü-
gungsmacht über seinen Grund und Bo-
den, organisiert in einem Bodenbeirat. 
Wir wollen den öffentlichen Bestand an 
Boden halten, vermehren, unter demo-
kratische Kontrolle stellen und koopera-
tiv entwickeln. Kommunalen Boden wol-
len wir pauschal folgenden Prinzipien 
unterwerfen:  

 

1. Transparenz über ein öffentli-

ches Kataster  

 

2. Beteiligung der Zivilgesellschaft 

an politischen Entscheidungen  

 

3. ein grundsätzliches Veräuße-

rungsverbot  

 

Bei der Bereitstellung kommunaler Flä-
chen für öffentliche Funktionen oder öf-
fentlich gewollte Zwecke soll ein oft 
spekulationsgetriebener Bodenwert 
keine Rolle mehr spielen. Marktübliche 



Mieten oder Erbpachtzinsen sollen nicht 
mehr maßgeblich sein, stattdessen der 
öffentliche Nutzen bzw. der mit der öf-
fentlich gewollten Nutzung erzielbare 
Ertrag.  

 

Dementsprechend muss auch der Erb-
pachtzins für Genossenschaften und 
gemeinwohlorientierten Wohnungsbau 
deutlich gesenkt werden. Er soll sich am 
sozialen Nutzen des Geschosswoh-
nungsbaus orientieren und tragbare 
Miethöhen garantieren.  

 

Über einen neu installierten Bodenbei-
rat, der Politik und Verwaltung zu Verga-
bebedingungen für Erbbaurechte oder 
bei Ankäufen berät, soll die Zivilgesell-
schaft an der Bodenpolitik beteiligt wer-
den, flankiert von einer Transparenzof-
fensive mit öffentlich zugänglichen Lie-
genschaftskatastern.  

 

Der Kapitalverwertungsdruck auf den 
kommunalen Bodenmarkt ist nach wie 
vor enorm. Er verhindert viel zu oft eine 
Nutzung im Interesse der Bürger:innen. 
Dort, wo wir dem nicht durch Regulie-
rung oder Ankauf begegnen können, 
wollen wir über eine stärkere Best eue-
rung zumindest einen Beitrag zur Finan-
zierung des Allgemeinwesens leisten. 
Deshalb wollen wir eine umfassende Er-
höhung der Hebesätze.  

 

Mittelfristig ist auch eine Reform der 
Grunderwerbssteuer auf Bundesebene 
sinnig, damit diese mehr Differenzierung 
nach Nutzung und die Besteuerung von 
Share Deals erlaubt.  

 

Zusätzlich wollen wir die deutliche Erhö-
hung der Grunderwerbsteuer äquivalent 
zu Belgien oder Vancouver City prüfen.  

 

Den Landkreis sozial gestalten  

 

Unsere Bauplanung muss im Sinne un-
serer Demografie intersektionell ge-
prägt und motiviert sein: Wohnungsneu-
bau muss mit wachsender sozialer und 
grüner Infrastruktur einhergehen, mit 
gleichzeitiger Verkehrsanbindung und 
sinnvollen Gewerbeflächen. Dafür brau-
chen wir großräumige Verkehrskon-
zepte für den Landkreis und Konzepte 
zur Sicherung günstiger Gewerbe-
räume. Bei der Aufstellung von neuen 
Bebauungsplänen setzen wir hohe sozi-
ale und ökologische Kriterien an. Die Pla-

nung von Wohngebieten darf nicht nur an 
der Bauordnung ausgerichtet werden. Es 
muss in jedem Fall auch eine sozialräumli-
che Quartiers-Entwicklung mitgedacht wer-
den. Nur so entsteht ein Wohngebiet, in 
dem Jung und Alt, gut und nicht so gut Ver-
dienende, Menschen mit Behinderung oder 
chronisch Kranke gemeinsam sich in ihrem 
Quartier um ein friedliches und soziales 
Miteinander bemühen. Das Ergebnis wird 
sein, dass Menschen in ganz unterschied-
lichen Lebenslagen sich kennenlernen 
können und dass damit eine soziale Spal-
tung der Gesellschaft verhindert wird. 

 

DIE LINKE wird sich im Kreistag dafür ein-
setzen. 

 

Statt für Spekulation und Leerstand, 
setzen wir uns für eine gemeinwohlori-
entierte Weiterentwicklung unserer 
Stadtmitten und der historischen Alt-
städte ein. Wir wollen die Stadtstruktur 
und das baukulturelle Erbe erhalten und 
vor Verwertungslogik schützen.  Die In-
nenstädte müssen wieder Lebensraum 
mit hoher Aufenthaltsqualität für alle 
werden.  

 

Neben einem konsequenten Mieter:in-
nenschutz streiten wir außerdem für 
eine wohnortnahe Versorgung mit öf-



fentlichen Grünanlagen und Spielplät-
zen für alle Menschen, unabhängig vom 
Einkommen. Wir wollen, dass gesund-
heitsschädigende Umweltbelastungen 
verringert und wo möglich beseitigt 
werden.  

 

Der Landkreis muss sich auch bauplane-
risch auf die Folgen des Klimawandels 
vorbereiten. Es bleibt unabdingbar, alle 
verfügbaren Flächen (inkl. Parkhausdä-
chern und ähnlicher Konzepte) entwe-
der weiter zu begrünen oder für Photo-
voltaik -Nutzungen zur Verfügung  zu 
stellen. Bestehende Grünflächen müs-
sen erhalten und geschützt werden, ins-
besondere auch in den Städten des 
Landkreises. Grüne Städte bieten nicht 
nur deutlich mehr Lebensqualität, son-
dern dämmen auch Folgen des Klima-
wandels effektiv ein.  

 

Kleingewerbe schützen  

 

Die Corona -Pandemie hat das ohnehin 
bedrohte Kleingewerbe auch in unseren 
kommunalen Kleinstädten hart und 
nachhaltig getroffen. Zu einem bunten 
innerstädtischen Leben gehören auch 
Tante -Emma-Läden, Buchgeschäfte, 
Kitas und Kinderläden, Bastelbedarfe, 
Pommesbuden und Bekleidungsge-
schäfte um die Ecke. Es wird in den 
nächsten Jahren darauf ankommen, 
möglichst viel des Kleingewerbes und 
der sozialen Infrastrukturen zu retten. 
Nur so behalten unsere Kleinstädte und 
Dörfer ihren einzigartigen Charme und 
nur so s chützen wir die diversen Ar-
beitsplätze in Gastro, Einzelhandel, 
(Kunst - )Handwerk usw. Im Hinblick auf 
regionale Versorgung und in diesem 
Kontext auch Umwelt -  und Klimaschutz 
setzen wir uns für lokale Verwertungs-
ketten und regionale Landwirtschaft in 
kleine n Familienbetrieben ein.  

Um Kleingewerbe zu schützen, müssen 
wir uns als Kommune auf Bundesebene 

dafür einsetzen, ein soziales Gewerbe-
mietrecht einzuführen, das neben einer 
Mietpreisbegrenzung einen Mietspiegel 
sowie einen besonderen Kündigungs-
schutz für Gewerbe aufweist. Eine Neu-
genehmigung von Shopping -Malls im 
Landkreis lehnen wir kategorisch ab.  

 

Ein Landkreis für uns alle  

 

Wir wollen öffentliche Räume für ge-
meinwohlorientierte und nachbarschaft-
liche Zwecke zurückgewinnen. Nicht nur 
Kultur, auch Schulen und Kitas brauchen 
überdachte Freiflächen, Behörden brau-
chen Luftgeschosse und Außenräume. 
Wir wollen kommunale Außenräume 
künftig besser und soweit möglich 
mehrfach nutzen. Wir verstehen unsere 
Kommune nicht als Konsumraum, son-
dern wollen, dass sie auch mit wenig 
Geld erlebbar für alle ist und bleibt. 
Dementsprechend setzen wir uns auch 
dafür ein, kommerzielle Werbung im öf-
fen tlichen Raum zurückzudrängen.  

 

In einem ersten Schritt soll eine gene-
relle Abschaffung der kommerziellen 
großflächigen Werbung an Baugerüsten 
und anderen Baustelleneinrichtungen 
erörtert und beschlossen werden. Dar-
über hinaus muss die Entscheidungs-
macht über Werbeflächen im Stadtge-
biet,  auch zur Unterstützung der kom-
munalen Kulturszene, rekommunalisiert 
werden.  

 

Sozial - ökologischer Umbau  

 

Die Klimafrage ist eine der drängends-
ten Fragen unserer Zeit, das zeigen 
auch die anhaltenden Proteste von Be-
wegungen wie Fridays for Future. Der 
Landkreis Eichstätt muss seinen Beitrag 
leisten und die Kommune sozialökolo-
gisch umbauen. Der Weiterbau der 



(Klein)Städte muss dafür mit einer nach-
haltigen Planung verbunden werden. 
Wir wollen Wohnraum erhalten und Ab-
risse verhindern.  

 

Wo möglich, ist jede Entsiegelung zu 
fördern, die Neuversiegelung von Flä-
chen ist generell auf ein Minimum zu be-
schränken.  

Wir wollen bei Neubauvorhaben, dort 
wo es rechtlich durchsetzbar ist, eine 
Solaranlagenpflicht und eine extensive 
Dachbegrünung über Bebauungspläne 
und städtebauliche Verträge festsetzen. 
Als gutes Vorbild wollen wir auf allen 
kommunalen Liegenschaften, be i denen 
es technisch sinnvoll ist, Solaranlagen 
errichten und Fassaden und Dächer be-
grünen und vermehrt Blühstreifen in den 
Städten und auf unseren städtischen 
Freiflächen platzieren.  

 



D. Soziales und Armutsbekämpfung  
 

 

Obdachlosigkeit überwinden  

 

Wir wollen einen Masterplan zur Be-
kämpfung von Obdachlosigkeit im Land-
kreis, der auf einem breiten Konsens von 
Bürger:inenn und Kommunalpolitik ent-
wickelt werden muss und das Ziel hat, 
Obdachlosigkeit bis zum Jahr 2035 zu 
beenden. Dafür braucht es einen br eit 
angelegten Strategie -  und Diskussions-
prozess zwischen Bürger:innen und 
Kommunalpolitik, stets unter Einbezug 
der Betroffenen und derjenigen, die sich 
in der Obdachlosenhilfe engagieren.  

 

Prävention vor Wohnraumverlust und 
die Versorgung mit bezahlbarem Wohn-
raum müssen im Vordergrund stehen. Im 
Sinne des Rechts auf Wohnraum gilt es, 
eine soziale Wohnraumversorgung zu 
schaffen. Eine eigene Wohnung steht 
am Anfang des Wegs in ein selbstbe-
stim mtes Leben und Arbeiten. »Housing 
first« soll daher zum Regelansatz der 
kommunalen Wohnungslosenhilfe wer-
den.  

 

Menschen, deren krankheitsbedingte 
massive sozialer Auffälligkeiten, ein Zu-
sammenleben mit anderen (noch) unzu-
mutbar machen, sollen Zugang zu nie-
derschwelligen, akzeptanzorientieren 
und sozialarbeiterisch begleiteten 
Wohneinheiten haben. Eine Rückfüh-
rung in die Gesellschaft ist oberstes Ziel, 
aber auch auf dem Weg verdienen diese 
Bürger:innen ein würdevolles Leben.  

 

Die Wohnungsnotfallhilfe des Landkrei-
ses Eichstätt muss erhalten bleiben. Sie 
ermöglicht den Erhalt von Wohnungen, 

Kooperationsprozesse zwischen Äm-
tern, Vermieter:innen und Mieter:innen 
und dient der Vermeidung von Obdach-
losigkeit, bevor sie entsteht. Durch das 
niederschwellige, aufsuchende Angebot 
können Betroffene begleitet werden, die 
anderweitig nicht den Weg in da s Hilfe-
system finden würden. Insbesondere im 
Hinblick darauf, dass der Landkreis bei 
der Wohnungslosigkeit von unter 18 -
Jährigen prozentual i m Bereich Südbay-
ern Platz zwei hinter der Stadt München 
einnimmt, ist ein Erhalt und Ausbau sol-
cher Hilfsangebote unser Ziel.  

 

Der Landkreis hat nach den Vorschriften 
der Sozialgesetzbücher die Pflicht dazu 
beizutragen, ein menschenwürdiges 
Dasein zu sichern und hierfür auch 
die  erforderlichen sozialen Dienste und 
Einrichtungen rechtzeitig und ausrei-
chend zur Verfügung zu stellen.   

 

Wir werden die Kommune in die Verant-
wortung nehmen, dieser Pflicht nachzu-
kommen. Gesetzliche Vorgaben dürfen 
nicht länger als Wahlleistungen wahrge-
nommen werden.  

 

Wir wollen das Hilfesystem weiter ver-
bessern, damit Hilfen entsprechend 
dem Bedarf betroffener Menschen an-
geboten werden können. Dafür ist wei-
terhin eine enge Abstimmung mit den 
Betroffenen und den Hilfeleistungsträ-
gern nötig. Nur so werden wir bedarfs -  
und zielgruppengerechte Angebote un-
terbreiten können.  

 

 



Barrieren abbauen, Brücken schla-
gen  

 

Barrieren beim Zugang zu den Leistun-
gen der sozialen Mindestsicherung 
müssen abgebaut und Brücken in ein 
selbstbestimmtes Leben aufgebaut 
werden, durch flächendeckende diverse 
Beratungs -  und Betreuungsangebote, 
niedrigschwellige Zugänge zu den Hilfe-
systemen und Flexibilisierung der Leis-
tungstypen.  

 

Prekäre Lebens -  und Arbeitsverhält-
nisse gehören leider immer noch zur Le-
bensrealität vieler Menschen in unserem 
Landkreis. Wir wollen diese soziale Un-
gleichheit im Kreistag bekämpfen.  

 

Auf Bundesebene setzen wir uns dafür 
ein, das Bürgergeld -System durch eine 
bedarfsdeckende und sanktionsfreie 
Mindestsicherung zu ersetzen. Um si-
cher vor Armut zu schützen, muss sie 
derzeit 1.200 Euro betragen. Weiterhin 
fordern wir eine Übernahme der Wohn -  
und Stromkosten in tatsächlicher Höhe. 
Mit kommunalen Zusatzmaßnahmen zur 
Kindergrundsicherung wollen wir errei-
chen, dass jedes Kind vor Armut ge-
schützt ist.  

 

Um Betroffene davor zu schützen, durch 
Bürokratie nicht ausreichend abgesi-
chert zu sein, fordern wir die Einrichtung 
einer kommunalen Clearingstelle zur 
Unterstützung bei Sozialleistungsanträ-
gen. Ziel ist, die Nöte von erwerbslosen 
Menschen weiter in den B lickpunkt des 
lokalen Jobcenters und anderen Leis-
tungsträgern zu rücken. Als Hilfelotsin 
nimmt die Clearingstelle den ganzen 
Menschen in den Blick. Sie vermittelt 
freiwillig, sanktionsfrei und respektvoll 
in Sucht -  und Schuldner:innenbera-
tungsstellen, hilf t bei Wohnungsproble-
men und bei der Kinderbetreuung und 

zeigt den Weg in weitere Beratungen 
und Leistungen des Hilfesystems. Kurz: 
Eine solche Clearingstelle ist ein Mehr-
wert für alle: sowohl für die erwerbslo-
sen Menschen, als auch für die Beschäf-
tigten der Jobcenter und der Beratungs-
stellen.  

 

Begleitend hierzu braucht es eine effek-
tive Förderung und flächendeckende 
Verfügbarmachung niedrigschwelliger 
Beratungsstellen, die damit beauftragt 
sind, sicherzustellen, dass keine Person 
aufgrund von Armut oder Migration von 
kommunalen Leistungen ausges chlos-
sen wird und die im besten Fall auch 
aufsuchend arbeiten.  

 

Zudem wollen wir eine Ombudsstelle 
beim Jobcenter installieren. Für ratsu-
chende Bürger:innen, die Schwierigkei-
ten mit oder in ihrer Beratung haben, soll 
die unabhängige Stelle ein Anlaufpunkt 
sein, der als Ansprech -  und Schlich-
tungsstelle bei Beschwerden u nd Fra-
gen zur Vermittlung in Arbeit und Ausbil-
dung und Weiterbildung sowie bei Fra-
gen zu den Leistungen zum Lebensun-
terhalt, Probleme löst und Bescheide er-
läutert.  

 

Soziale Infrastruktur für alle aus-
bauen   

 

Der Landkreis hat eine vielfältige soziale 
Infrastruktur, deren Rückgrat die Nach-
barschaftshäuser, Senior:innentreffs, 
Cafés, Beratungsstellen, Initiativen und 
kulturellen und kulturpädagogischen In-
stitutionen sowie Vereine sind. Sie ge-
hören zu einer lebendigen und demo-
kratischen Stadtkultur, die allen unab-
hängig vom Geldbeutel Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben ermöglicht, und 
Willkommenskultur, zivilgesellschaftli-
ches Engagement, Bildung und Kultur 
organisiert.  



Diese Arbeit wollen wir weiter ausbauen, 
um eine kommunale soziale Infrastruktur 
zu sichern, die für alle Menschen zu-
gänglich, barrierefrei und kultursensibel 
bleibt. Das erfordert weiterhin inklusive 
Umbauten, aber auch eine entspre-
chende Weiterentwicklun g der Ange-
bote. Dort, wo neue Wohngebiete ent-
stehen, müssen Räume für diese soziale 
Infrastruktur von Anfang an mitgeplant 
und zur Verfügung gestellt werden. Das 
breite Netz von Selbsthilfeinitiativen, 
Sozial-  und Mietberatungen, Kinder -  
und Jugendbildungs angeboten und 
weiteren kommunalen Angeboten in In-
stitutionen muss erhalten, verstetigt, 
zielgerichtet ausgebaut und gegen will-
kürliche Sparmaßnahmen geschützt 
werden.  

 

Um die Teilhabe weniger privilegierter 
Mitbürger:innen zu garantieren, muss 
ein Sozialpass eingeführt werden, mit 
dem vergünstigt Sport -  und Kulturver-
anstaltungen besucht und Angebote wie 
der ÖPNV genutzt werden können.  

 

Freiwilliges Engagement für mehr 
sozialen Zusammenhalt  

 

Für viele unserer Mitbürger:innen gehört 
zivilgesellschaftliches Engagement zum 
Leben. Sie engagieren sich in ihrer 
Nachbarschaft, in Pflegeeinrichtungen, 
Vereinen, Bürger:inneninitiativen, 

Selbsthilfegruppen, im Kulturbereich, in 
den kommunalen Beiräten sowie bei der 
Unterstützung geflüchteter Menschen. 
Dieses freiwillige bürgerschaftliche En-
gagement ist unverzichtbar und wichtig 
für ein gutes Miteinander. Viele dieser 
Angebote wurden und we rden im Rah-
men der diversen Krisen, die wir die letz-
ten Jahre durc hlaufen haben (Stichwort 
Corona -Pandemie), eingeschränkt. Un-
ter den weitreichenden Folgen fehlen-
der Unterstützung und Prioritätenset-
zung leiden viele bis heute, das Ergebnis 
sind Einsamkeit und Isolation.  

 

Wir stehen vor der Herausforderung, kri-
senfeste Konzepte zu entwickeln, mit 
denen freiwilliges gesellschaftliches En-
gagement auch in schwierigen Zeiten 
unterstützt werden kann und die fähig 
sind, die Gesundheit der Engagierten zu 
schützen. Sie geben Anstöß e für die 
Weiterentwicklung unseres Gemeinwe-
sens. Für unseren Landkreis kann es nur 
gut sein, gemeinsam vielfältige Struktu-
ren des freiwilligen bürgerschaftlichen 
Engagements für die Zukunft zu entwi-
ckeln.  

 

Sowohl der Freistaat, als auch wir als 
Kommune sind in der Pflicht, die ehren-
amtliche Arbeit mit Geflüchteten weiter-
hin zu unterstützen und auszubauen 
und mehr Mittel zur Integration und Par-
tizipation von Geflüchteten zur Verfü-
gung zu stellen  



 

E. Kultur -  und Weltanschauungen  
 

Ohne Kultur sind wir nichts  

 

Die Teilhabe am gesellschaftlichen Pro-
zess, der öffentliche Dialog über zent-
rale politische Fragen und die Gewin-
nung neuer Lebensperspektiven werden 
wesentlich in und durch Kultur ermög-
licht. Wir verstehen Kulturpolitik als un-
verzichtbaren Bereich der Daseinsvor-
sorge.  

 

Für uns verbindet sich ein weiter Kultur-
begriff unzertrennlich mit einer Debatte 
um die Kunstfreiheit. Kunst -  und Kultur-
schaffende müssen ihrer Tätigkeit frei 
von Furcht, Repression und Bedrohun-
gen nachgehen können. Wir verteidigen 
Demokratie, Grund -  und M enschen-
rechte und werden die Freiheit und Au-
tonomie des Kunst -  und Kulturbereichs 
bewahren und gegen die Zumutungen 
der Marktökonomie oder politische An-
griffe von rechts verteidigen.  

 

Wir stehen für eine integrative Kulturpo-
litik, die Relevanz von Kultur und Kultur-
wirtschaft in anderen Politikfeldern 
muss gestärkt werden. Nicht zuletzt 
weil die Auswirkungen der Corona -Pan-
demie uns deutlich die Verletzlichkeit 
des Kulturbereichs, aber au ch den ge-
sellschaftlichen Wert von Kultur und kul-
tureller Teilhabe gezeigt haben.  

 

Wir werden uns gegen Versuche, ent-
stehende Finanzlöcher durch Kürzun-
gen im Kultursektor zu stopfen, vehe-
ment wehren. In schwierigen Zeiten 
brauchen die Menschen nicht weniger, 
sondern mehr Kultur!  

 

Gute Arbeit im Kultursektor  

 

Wir wollen die Produktionsbedingungen 
weiter verbessern und die mangelhafte 
soziale Absicherung der freien Künst-
ler:innen beseitigen und setzen uns des-
halb auf Bundesebene für eine umfas-
sende Reform des Kranken -  und Ren-
tenversicherungssystems ein. Die 
Künstlersozialkasse muss für weitere 
Berufsgruppen geöffnet und eine Ar-
beitslosenversicherung für freischaf-
fende Künstler:innen und Selbststän-
dige durchgesetzt werden.  

 

(Frei - )Räume für Kultur erhalten 
und ausbauen   

 

Wir stehen für Erhalt und Neuschaffung 
nichtkommerzieller Freiräume für Kunst 
und Kultur. Gerade in Zeiten von Rechts-
ruck und finanziellen Krisen braucht es 
eine Sicherung von Bildungs -  und Be-
gegnungsorten. Kulturpolitik ist Infra-
strukturpolitik!  

 

Dementsprechend schlagen wir einen 
anderen, produktiveren Kurs als andere 
Parteien vor: Fehlende Finanzierung 
muss über Wege wie die Anhebung der 
Grundsteuerhebesätze ausgeglichen 
werden. Unseren jungen Menschen ihre 
letzten Begegnungsorte zu nehmen, ist 
nicht die Antwort.  

 

Kulturpolitik und Kreisentwicklungspoli-
tik müssen gemeinsam gedacht werden. 
Es gilt, einen Paradigmenwechsel einzu-
leiten, Kulturräume in allen Teilen des 
Landkreises abzusichern und neu zu 



schaffen und öffentliche Liegenschaf-
ten für Kulturinfrastruktur nutzbar zu 
machen. Durch Umnutzungen, Ankäufe 
und langfristige Anmietungen wollen wir 
Kulturräume zu bezahlbaren Mieten ge-
winnen und langfristig mehr Räume in 
kommunales Eigentum überführen.  

 

Weiterhin braucht es ein gut geplantes, 
sauber und nachhaltig finanziertes In-
vestitionsprogramm zur Kulturstätten-
sanierung. Die Kommunikation zwischen 
den Ämtern muss in diesen Belangen 
deutlich effektiver gestaltet werden.  

 

Kulturelle Vielfalt und Teilhabe  

 

Alle Menschen sollen chancengleich, 
unabhängig von Geschlecht, Herkunft, 
Wohnort, Behinderungen oder sozialem 
Status am kulturellen Leben teilhaben 
können, egal, ob sie selbst Kultur schaf-
fen oder Kulturangebote besuchen. 
Denn Barrieren abbauen heißt auch: 
Vielfalt fördern.  

 

Wir wollen uns dafür einsetzen, dass 
Menschen mit Behinderungen entspre-
chend der UN -Behindertenrechtskon-
vention aktiv als kulturelle Akteur:innen 
einbezogen und unterstützt werden. 
Dazu gehört nicht nur, sie als Künst-
ler:innen zu fördern und frühzeitig in die 
kulturelle Bildung einzubeziehen, son-
dern auch, sie als Publikum stärker an-
zusprechen.  

 

Wir wollen Kulturangebote inklusiv ge-
stalten und werden unsere Bemühungen 
verstärken, einen barrierefreien und in-
klusiven Zugang zu gewährleisten, sei 
es durch bauliche Maßnahmen, mit Au-
diodeskriptionen, oder durch Fortbil-
dungsangebote an das kulturpädagogi-
sche Personal im Landkreis.  

Die Entwicklung der Bibliotheksland-
schaft mit interkultureller Öffnung und 
umfassender Barrierefreiheit ist eine ge-
samtstädtische Aufgabe. Wir wollen die 
Bibliotheken in Eichstätt als Dritten Ort  
etablieren, der neben dem Zuhause und 
dem Arbeitsplatz ein elementarer Sozi-
alraum der Gemeinschaft im ganzen 
Landkreis ist. Zudem setzen wir uns für 
die Anschaffung eines Bücherbusses für 
den Landkreis Eichstätt ein, damit auch 
in ländlichen Regionen ein einfacher Zu-
gang zu Kunst, Kultur und Bildung ge-
währleistet i st.  

 

Erinnerungskultur  

 

Eichstätt mit seiner Geschichte als Au-
ßenlager des KZ Flossenbürg sehen wir 
in einer besonderen Verpflichtung zur 
Aufarbeitung dieser und einem klaren 
.ŜƪŜƴƴǘƴƛǎ Ȋǳ ŘŜƳ !ǳǎǎǇǊǳŎƘ αbƛŜ ǿƛŜπ
ŘŜǊ ƛǎǘ ƧŜǘȊǘΗά 

 

Wir wollen in der Erinnerungskultur un-
seres immer diverser werdenden Land-
kreises und den Herausforderungen ei-
ner Einwanderungsgesellschaft gerecht 
werden. Fehler der Vergangenheit müs-
sen ehrlich aufarbeitet und eine demo-
kratische Zukunft für uns alle formu liert 
werden. Mit digitalen und partizipativen 
Formaten sollen das kritisch -historische 
Lernen und die Vermittlungsarbeit wei-
terentwickelt werden, dezentral und in 
Gedenkstätten und Bildungseinrichtun-
gen.  

 

Wir sind den Initiativen aktiver Erinne-
rungsarbeit im ganzen Freistaat sehr 
dankbar für ihre Arbeit. Ohne ihr uner-
müdliches Tun wären viele Orte, Namen 
und Taten im Kampf um das Überleben 
und gegen den Faschismus verblasst.  



Dem Berliner Beispiel folgend, sollte 
Eichstätt mit anderen bayerischen Städ-
ten fordern, den Tag der Befreiung am 
08. Mai als gesetzlichen Feiertag anzu-
erkennen.  

 

Dialog der Weltanschauungen und 
Religionsgemeinschaften stärken  

 

Unser Landkreis lebt Vielfalt, auch und 
explizit in seinen Religions -  und Weltan-
schauungsgemeinschaften. Unsere di-
verse Demografie ist eine Herausforde-
rung, der nur in der Anerkennung von 
Unterschiedlichkeiten begegnet werden 
und die nur auf Grundlage dies er Vielfalt 
im Dialog auf Augenhöhe gelingen kann.  

 

Die Religions -  und Weltanschauungs-
freiheit muss in einem Klima gegenseiti-
ger Wertschätzung und des Respekts in 
einer diverser werdenden Gesellschaft 
gewährleistet sein. Wir begreifen die 
Religions -  und Weltanschauungsge-
meinschaften und ihre Mitglieder als 
wichtige Partner:innen für Debatten der 
Kommunalgesellschaft über unser Zu-
sammenleben, für Zusammenhalt und 
eine starke und freiheitliche Demokratie.  

 

Wir sind ansprechbar und offen für die 
Anliegen der Weltanschauungs -  und Re-
ligionsgemeinschaften und wollen den 
religionsübergreifenden Dialog und be-
währte Formate der Verständigung zwi-
schen ihnen und der säkularen Kommu-
nalgesellschaft weiter ausbauen.  

 

Es ist an der Zeit, Formate anzustoßen 
und zu fördern, die das jüdische Leben 
und die jüdische Kultur in unserem 
Landkreis stärker erlebbar und sichtbar 
machen und Vielfalt stärken.  

Wir wollen auch den säkularen Teilen 
unserer Stadtgesellschaft mehr Bedeu-
tung zukommen lassen und ihre Positio-
nen stärker berücksichtigen.  

 

Für die Trennung von Staat und 
Kirche  

 

Um aus einer der christlichen Kirchen 
austreten zu können, muss der Kirchen-
austritt nach wie vor persönlich beim 
Standesamt  erklärt werden. Wir wollen 
eine deutliche Vereinfachung des Aus-
trittsverfahrens sowie eine Streichung 
der für den Kirchenaustritt anfallenden 
Gebühren und treten für eine entspre-
chende Änderung der bayerischen Re-
gelungen zum Kirchenaustritt ein. Wei-
terhin  streiten wir für ein bundesweites 
Ende der staatlichen Altleistungen an 
die christlichen Kirchen. Bei diesen Gel-
dern handelt es sich weder um die Kir-
chensteuer noch um Finanzierung sozi-
aler Einrichtungen, sondern um Zahlun-
gen, die die Kirchen noch heute f ür Ent-
eignungen entschädigen sollen, die 
mehr als 200 Jahre zurückliegen.  

 

Denkmalpflege zukunftsfähig ge-
stalten  

 

Das baukulturelle Erbe des Landkreises 
prägt in seiner Vielfalt das besondere 
Gesicht Eichstätts. Unsere Denkmäler, 
allen voran unsere Burgen, sind für Iden-
tifikation und Verankerung der Men-
schen mit und in ihrem Landkreis von 
großer Bedeutung. Denkmalschu tz er-
möglicht Zukunft durch kulturelles Ge-
dächtnis. Wir wollen unser kulturelles 
Erbe bewahren. Nichtsdestotrotz darf 
die Denkmalpflege angesichts der viel-
seitigen Anforderungen einer wachsen-
den Kommune und unter Einbeziehung 
bürgerschaftlichen Engagements  wei-
terentwickelt werden.  



Tourismus  

 

Tourismus ist für viele Menschen ein 
wichtiger Teil ihres Lebens. Reisen be-
friedigt das Bedürfnis nach Erholung, 
Bildung, Gesundheit, Kultur, Sport und 
Naturerleben. In Eichstätt und im gan-
zen Altmühltal haben wir eine sehr aus-
geprägte und in ihrer Wirtsch aftsmacht 
nicht zu unterschätzende Tourismus-
wirtschaft aus kleinen Reiseveranstal-
ter:innen, verschiedenen Tourismusan-
geboten und Übernachtungsmöglich-
keiten. Wir wollen Anreize schaffen, um 
die Neu -  bzw. Wiedergründung von Un-
ternehmen im Gaststättengewerbe at-
traktiv zu machen und vor allem Unter-
nehmen fördern, die mit nachhaltigen 
und ressourcenschonenden Konzepten 
betrieben werden.  

Im Sinne unserer Rolle als weltoffene 
Kommune gilt es, den Menschen, die 
den Landkreis besuchen einen gebün-
delten, mehrsprachigen Veranstal-
tungskalender an die Hand zu geben. 
Dieser würde auch der internen Organi-
sation der lokalen Kulturszene nutzen.  

 

Für die Bürger:innen wünschen wir uns 
einen sozialen Tourismus, der insbeson-
dere Alleinerziehende mit Kindern sowie 
Kinder -  und Jugendreisen durch Gut-
scheine fördert. Die jährliche Schulfahrt 
soll in jeder Klassenstufe zum obligato-
rischen Bildungsprogramm gehören. Für 
Menschen mit Behinderungen wollen wir 
eine umfassende Barrierefreiheit in der 
gesamten touristischen Kette erreichen. 
Hierfür müssen auch neue bundesweite 
Städtedialoge angestoßen werden.  

 



 

F. Frieden, Europa  
 

Starkes Europa, starke Kommune  

 

Unsere Kommune muss sich für ein soli-
darisches, demokratisches und ökolo-
gisch gerechtes Europa einsetzen, in 
dem Menschen weiterhin in Frieden, so-
zialer Sicherheit und individueller Frei-
heit leben können.  

 

Um diversen internationalen Krisen zu 
begegnen und ihre sozialen und wirt-
schaftlichen Folgen abzufedern, 
braucht es einen abgestimmten und so-
lidarischen Umgang innerhalb Europas. 
Als Landkreis wollen wir unsere Stimme 
als starke Kommune dafür nutzen, die 
soziale und ökologische Dimension der 
Europäischen Union zu stärken und sie 
von einer Wirtschafts -  und Währungs-
union hin zu einer Gesundheits -  und So-
zialunion zu entwickeln.  

 

Wir benötigen ein Europa, das sich auch 
angesichts seiner internationalen Ver-
antwortung zu seinen Grundwerten der 
Humanität, Solidarität, Freiheit und 
Wahrung der Menschenrechte bekennt 
und den Menschen Schutz bietet, die in 
Europa Zuflucht vor Krieg, Verf olgung, 
Armut oder Krisen und Auswirkungen 
des Klimawandels suchen. Die europäi-
schen Werte leiten auch unser kommu-
nales Handeln.  

 

Europas Stärke liegt in der Zusammen-
arbeit, vor allem in transnationalen 
Städte -  und Regionennetzwerken. Un-
sere Kooperationen und Austauschver-
suche mit anderen europäischen Städ-
ten und Regionen müssen weiter inten-

siviert werden. Gemeinsam können The-
men wie Inklusion am Arbeitsmarkt und 
Integration von Migrant:innen effektiver 
und nachhaltiger adressiert werden.  

 

Viele Entscheidungen, die auf EU -Ebene 
getroffen werden, haben direkte Aus-
wirkungen auf das alltägliche Leben in 
unserem Landkreis. Auch Projekte zur 
Unterstützung der sozialen oder wirt-
schaftlichen Infrastruktur in der Kom-
mune werden von der EU mitfinanziert. 
Daher ist es einerseits wichtig, dass wir 
im Hinblick auf die Durchsetzungskraft 
unsere r Interessen unsere Kommunika-
tion nach Brüssel verbessern, anderer-
seits aber auch, dass wir den europäi-
schen Gedanken noch weiter in der 
Kommunalgesellschaft verankern. So 
wollen wir gemeinsam die europäische 
Idee im Rahmen von europapolitischen 
Leitlinien  in einem partizipativen Pro-
zess von unten entwickeln, Formate der 
Partizipation und Diskussion um die Zu-
kunft und Ausgestaltung eines sozialen 
Europas ausbauen und das pro -europä-
ische Engagement in unserem Landkreis 
stärken, nicht zuletzt um unserer Funk-
tion als sicherer Hafen gerecht zu wer-
den.  

 

Frieden schaffen  

 

Krieg ist nie ein legitimes politisches 
Mittel. Konservativen Visionen einer 
Aufrüstungsspirale stellen wir unsere Vi-
sion eines friedlichen Landkreises in ei-
nem demokratischen, sozialen und hu-
manistischen Europa, in dem das Primat 
des Zivilen gilt, entgegen.  

 



Wir wollen eine Politik, die bei Unge-
rechtigkeiten und Gewalt in der Welt 
nicht wegschaut, sondern sich mit fried-
lichen Mitteln einmischt. DIE LINKE steht 
an der Seite der Unterdrückten und der 
Angegriffenen. Wir vertreten eine Au-
ßenpolitik, die immer nach  friedlichen, 
zivilen Lösungen sucht und nicht mit 
dem Finger am Abzug denkt. Jede In-
vestition in die kommunale Kriegstüch-
tigmachung lehnen wir ab.  

 

In Programmen wie Mayors for Peace 
und Städtepartnerschaften sehen wir 
das Potential, Brücken zu schlagen und 

ein friedliches Miteinander auch über 
unsere Stadt -  und Staatsgrenzen hinaus 
langfristig abzusichern.  

 

Weiterhin wollen wir unsere kommunale 
Stimme nutzen, um die Schließung der 
US-Kasernen und Militärstützpunkte im 
Freistaat voranzutreiben.  

 

Wir fordern eine bessere Ausstattung 
von THW und Katastrophenschutz, um 
Bundeswehreinsätze im Inneren zu ver-
meiden.  

 



 

G. Wirtschaft und Transformation  
 

Starke Wirtschaft und sozialöko-
logische Transformation  

 

Trotz Automobilkrise zeigt sich die Wirt-
schaft des Landkreises nach wie vor 
lukrativ, stabil und gut vernetzt in inter-
nationale Märkte. Wir wollen dafür sor-
gen, dass dies auch bei den Bürger:in-
nen, die diese Wirtschaft am Laufen hal-
ten, ankommt, durch sich ere Jobs mit 
guten Arbeitsbedingungen und anstän-
diger Bezahlung.  

 

Gerade in den neuen und digitalen Bran-
chen entstehen täglich neue Arbeitsfor-
men, die leider viel zu oft unsicher und 
schlecht abgesichert sind. Hier wollen 
wir gemeinsam mit den Beschäftigten 
und ihren Gewerkschaften gegensteu-
ern und für gute Arbeit sorgen . Das gilt 
auch für den Gesundheits -  und Pflege-
bereich ς nicht erst die Corona -Pande-
mie hat gezeigt, wie unverzichtbar die 
Menschen sind, die sich um unsere kör-
perliche und geistige Gesundheit küm-
mern.  

 

Unsere einzigartige Strukturlandschaft 
aus Hochschulen, Industrie, Zulieferern 
und Dienstleistern und unsere exzellent 
ausgebildeten Fachkräfte sind dafür 
eine hervorragende Grundlage. Wir wol-
len unsere städtischen Potenziale nut-
zen, um die Industriearbeit splätze in der 
Stadt dauerhaft zu sichern und zu mo-
dernisieren. Dabei muss das wirtschaft-
liche Wachstum so gesteuert werden, 
dass Klimaziele erreicht werden und 
eine nachhaltige Entwicklung möglich 
wird. Wir nennen das sozial -ökologische 
Transformation.  

 

Wirtschaftsförderung  

 

Zur Wirtschaftsförderung stehen der 
Kommune Fördermittel der Europäi-
schen Union, des Bundes und des Frei-
staats zur Verfügung. Unser Ziel ist, die 
Verwendung dieser Fördermittel an den 
Prinzipien ökonomischer, ökologischer 
und sozialer Nachhaltigkeit auszurich-
ten. Wir wollen neue Arbeitsplätze mit 
guten Löhnen und Arbeitsbedingungen 
und zugleich Zukunftstechnologien im 
Sinne der ökologischen Transformation 
der Wirtschaft fördern.  

 

Gefördert werden sollen deshalb nur 
solche Unternehmen, die, soweit in der 
jeweiligen Branche möglich, nach ein-
schlägigen Tarifverträgen bezahlen. Wir 
wollen eine ambitionierte kommunale 
Leiharbeitsquote etablieren und streiten 
dafür, dass die Nutzung von Werkver-
trägen zur Umgehung von Tarifverträ-
gen und Tarifflucht durch Verbandsaus-
tritt oder Ausgründungen zum Aus-
schluss aus Wirtschaftsförderungen 
führen.  

Gleichzeitig sind Antragsverfahren und 
Nachweispflichten zu vereinfachen, um 
die Attraktivität der Förderungen für die 
Unternehmen zu erhalten und die Aus-
schöpfung der Mittel zu gewährleisten. 
Wir setzen uns dafür ein, dass Wirt-
schaftsförderung nicht in Rü stungspro-
jekte fließt, sondern verstärkt in Zu-
kunftstechnologien der Verkehrs -  und 
Energiewende.  

 

 

 



Industriepolitik und Automo-
biltransformation  

 

Den Weg unserer aktuellen Stadtregie-
rung, die zu langsam stattfindende Au-
tomobiltransformation strukturell aufzu-
fangen, halten wir für falsch. Eine Um-
strukturierung unserer Industrie hin zur 
Rüstungsproduktion und - forschung 
kann nicht die Antwort auf zu l ange hin-
ausgezögerte Strukturwandelfragen 
sein. 

 

Statt sich in einer immer angespannte-
ren Weltlage zum Prioritätsziel zu ma-
chen, sollte der Landkreis seine Res-
sourcen nutzen und sich im schnell 
wachsenden Nachhaltigkeitsmarkt als 
verlässlicher und unersetzbarer Partner 
positionieren. Unsere Infrastruktur  ist 
bestens ausgelegt, um hier zentrale 
Stützpunkte für Forschung, Weiterent-
wicklung und Produktion für erneuer-
bare Energien, nachhaltige Mobilität und 
ähnliche Industriezweige anzusiedeln.  

 

Eine Transformation weg vom Verbren-
ner muss begleitet werden. Noch ist es 
nicht zu spät, einen produktiven Dialog-
prozess einzuleiten, der Landkreis muss 
in Kooperation mit den Betriebsräten 
von Firmen der Automobilbranche, den 
ansässigen Gewerkschaften und  der 
Transformationsforschung echte Ant-
worten auf die Fragen finden, vor denen 
wir uns als Region seit Jahren verste-
cken.  

 

Wir sind uns sicher: Wenn der Landkreis 
Eichstätt es schafft, seine einzigartige 
Zusammensetzung und Infrastruktur für 
die bestehenden Industrieunternehmen 
nutzbar zu machen, kann eine neue, mo-
derne und zukunftsfähige Industrieland-
schaft mit attraktiven Ar beitsplätzen 
entstehen. Wir wollen, dass dazu Hoch-
schulen, Industrieunternehmen und IT -

Dienstleister in Innovationsnetzwerken 
zusammengeführt werden. Die Zusam-
menarbeit soll durch Forschungskoope-
rationen, Förderung von dualen Studi-
engängen und begleitete A bschlussar-
beiten von Studierenden unterstützt 
werden. Projekte mit Gemeinwohlorien-
tierung oder Nachhaltigkeitsbezug sol-
len besonders gefördert werden.  

 

Digitalisierung, Zukunftsbran-
chen und Gründer:innenszene   

 

Der Landkreis hat die lokale Gründer:in-
nenszene in den letzten Jahren auf un-
terschiedlichen Wegen unterstützt und 
gefördert. Aus diesem Privileg muss 
auch eine Verantwortung für die Ge-
meinschaft in der Kommune für unsere 
Start -Ups folgen. Wir wollen in der  
nächsten Amtsperiode die Förderung 
der Kooperation von Unternehmen der 
Informations -  und Kommunikations-
technologie mit den Industrieunterneh-
men und insbesondere den kleinen und 
mittelständischen Unternehmen intensi-
vieren und ausbauen und somit den ein-
gesc hlagenen Weg der Digitalisierung 
der kommunalen Wirtschaft weiter vo-
rantreiben.  

 

Wir halten es für zielführend, soge-
nannte innovative Vergaben, bei denen 
eine Problemstellung statt einer Auf-
tragsleistung ausgeschrieben wird, um 
intelligente Lösungen für die Herausfor-
derungen der Kommune zu etablieren 
und zu fördern.  

 

Bisher profitieren primär profitorien-
tierte Unternehmen von den in der Re-
gion ausgeschütteten Startup -  und 
Gründer:innenförderungen aus kommu-
nalen, europäischen und Landes -  und 
Bundeskassen. Mittelfristig wollen wir 
diese Gelder in einen gemeinwohlorien-
tie rten Fonds für Open Source Projekte, 



kooperative Unternehmensmodelle und 
soziale Innovationen umleiten. Auf diese 
Weise sollen insbesondere selbststän-
dige Open Source -Entwickler:innen, 
Plattformgenossenschaften und andere 
selbstverwaltete Unternehmensmodelle 
gefördert und in der Region angesi edelt 
werden.  

 

Die Digitalisierung begünstigt neue Be-
schäftigungsformen. Gerade in der IT -
Branche und bei Start -ups entstehen 
viele neue Jobs. Leider herrschen ge-
rade in diesen Bereichen oft unsichere 
Beschäftigungsbedingungen: Durch so-
genanntes Click -  und GigWorking ent-
steht vermeintlich selbstständige Be-
schäftigung ohne soziale Absicherung. 
Wir wollen uns gemeinsam mit den Ge-
werkschaften dafür einsetzen, dass 
auch in diesen Bereichen gute Arbeits-
bedingungen erreicht werden können 
und Arbeitsschutzvorschriften einge-
halte n werden. Diese Kriterien müssen 
auch bei der Wirtschaftsförderung für 
Zukunftsbranchen eine Rolle spielen.  

 

Bereitstellung von Gewerbeflä-
chen  

 

Die Bereitstellung bezahlbarer Gewer-
beflächen ist eine wichtige Grundlage 
für eine erfolgreiche Wirtschaftsförde-
rung. Zahlungskräftige Nutzer:innen, 
wie z.B. internationale IT -Dienstleister 
oder Großunternehmen, können ihren 
Flächenbedarf in der Regel auf dem pri-
vaten Gewerbeimmobilienmarkt de-
cken, erhöhen damit aber gerade in in-
nerstädtischen Bereichen den Verdrän-
gungsdruck auf die letzt en ansässigen 
Gewerbebetriebe. Für viele kleine und 
mittlere Unternehmen, gerade aus dem 
Handwerk, der Kreativwirtschaft, dem 
produktionsnahen Dienstleistungsge-
werbe oder der sozialen und solidari-
schen Ökonomie, könnte die Sicherung 
ihres Betriebsstandorte s so zunehmend 

problematisch werden. Als Präventions-
maßnahme fordern wir hier, kommunale 
Gewerbehöfe auszuweisen und auszu-
bauen, in denen kleine Unternehmen 
und soziale Projekte zu fairen Mieten 
angesiedelt werden können.  

 

Erhalt von kleinen und mittleren 
bäuerlichen Betrieben  

 

Das erfolgreiche Volksbegehren Anfang 
2019 ĂArtenvielfalt und Naturschºnheit in 
Bayernñ m¿ndete in eine Verbesserung 
des Bayerischen Naturschutzgesetzes zur 
Erhaltung von Flora und Fauna. Aber in der 
Landwirtschaft fühlen sich viele Bäuerin-
nen und Bauern zunehmend verunsichert 
oder gar verurteilt. 

Die industrielle Landwirtschaft gefährdet 
mit dem Einsatz von Pestiziden, mit dem 
Austragen von zu viel Gülle, mit dem Aus-
bau von Monokulturen unsere reich struk-
turierte Kulturlandschaft. Sie bedroht damit 
auch die Artenvielfalt (Bienensterben) und 
die Gesundheit der Menschen (Nitrat im 
Trinkwasser). Deshalb tritt DIE LINKE für 
den Ausbau einer ökologisch und sozial 
nachhaltigen Landwirtschaft ein. Aber die-
ser Wandel darf nicht gegen die Bauern-
schaft erzwungen werden, sondern muss 
dieser eine Perspektive eröffnen, unsere 
Lebensmittel zu produzieren, dafür ein an-
gemessenes Einkommen zu erwirtschaften 
und gleichzeitig Felder, Forsten und Ge-
wässer zu schützen. 

 

Kleine und mittlere bäuerliche Betriebe ha-
ben es immer schwerer, ihre Existenz zu 
sichern. Erstens weil sie Opfer von Speku-
lationen mit landwirtschaftlichen Flächen 
werden, weil sie zweitens immer stärker mit 
industrieller Landwirtschaft konkurrieren 
müssen und drittens weil die großflächigen 
und industriellen Betriebe stärker von EU-
Fördergeldern profitieren. Zudem verlieren 
die ländlichen Räume ihre Attraktivität ge-
rade bei Familien und insbesondere jungen 
Frauen, sodass viele ihre Höfe aufgeben 
wollen. 



Wir setzen uns im Kreistag für den Erhalt 
kleiner und mittlerer Höfe ein. Hierfür müs-
sen bürokratische Hürden abgebaut wer-
den, auch um Neugründungen bäuerlicher 
Höfe zu ermöglichen. Der Landkreis muss 
endlich die Spekulationen von  Grund und 
Boden unterbinden und sein Vorverkaufs-
recht in Anspruch nehmen.  

 

Förderung des Aufbaus einer Infrastruktur 
(Lagerhallen, Trocknungsflächen, regio-
nale Absatzmärkte) für den Öko-Landbau 
durch die Kommune halten wir für unab-
dingbar.  

 

Strategische Flächensteuerung 
und Nachnutzung leerstehender 
Gewerbeobjekte  

 

Mit Blick auf die Entwicklung unserer 
Fußgängerzone in den letzten 30 Jahren 
stellt sich die Frage nach einer strategi-
schen Flächensteuerung durch die öf-
fentliche Hand. Wir wollen prüfen, wie 
große leerstehende oder von Leerstand 
bedrohte Gewerbeobjekte ei nfacher in 
kommunalen Besitz übernommen wer-
den können, um sie gemeinwohlorien-
tiert umzunutzen, zu Begegnungsorten 
zu machen, vergünstigt an Nachhaltig-
keitsinitiativen zu vermieten oder einer 
selbstverwalteten, kreativen Nutzungs-
form zur Verfügung zu stelle n. Dabei 
sind selbstverständlich die Bürger:innen 
zu beteiligen.  

 

Gewerbemieten regulieren  

 

Viele kleine Unternehmen, insbesondere 
im Einzelhandel, in der Gastronomie und 
im Bereich der personenbezogenen 
Dienstleistungen (z.B. Kinderbetreu-
ung), haben selbst bei konstanten Ein-
nahmen massive Probleme, die horren-
den Mieten in manchen Teilen unseres 
Landkreises weiterzuzahlen.  

Die Unternehmen brauchen dringend ei-
nen Mietenschnitt, um Fixkosten zu sen-
ken und Perspektiven zu eröffnen. Die 
Kommune muss hier bei ihren eigenen 
Immobilien mit gutem Beispiel vorange-
hen.  

 

Wir setzen uns dafür ein, dass ein Ge-
werbemietrecht geschaffen wird, das 
insbesondere kleine Gewerbetreibende 
schützt und die Gewerbemieten regu-
liert und begrenzt.  

 

Solidarische Ökonomie  

 

Wir treten dafür ein, den teilweise sehr 
unterschiedlichen Formen alternativen 
Wirtschaftens von Social Entrepreneurs 
über Genossenschaften und Kollektiv-
betriebe bis hin zu Non -Profit -Organisa-
tionen verbesserte Rahmenbedingun-
gen im Landkreis Eichstätt zu s chaffen. 
Wir wollen gemeinsam mit Vertreter:in-
nen unterschiedlicher Formen solidari-
scher Ökonomie prüfen, wie sie noch 
besser innerhalb der Wirtschaftsförde-
rung berücksichtigt werden können und 
welche Bedingungen geschaffen wer-
den müssen, damit sich weiter e Teile 
der kommunalen Wirtschaft in ähnliche 
Organisationsstrukturen verschieben.  

 

Rekommunalisierung statt Privati-
sierung   

 

Ein starker öffentlicher Sektor, der ohne 
Profitlogik agieren kann, ist Vorausset-
zung für gute Daseinsvorsorge. Privati-
sierungen und Teilprivatisierungen von 
kommunalen Funktionen lehnen wir ka-
tegorisch ab. Für die öffentlichen Unter-
nehmen in unserem Landkreis wollen wir 
Modelle erweiterter demokratischer 
Kontrolle und Transparenz erarbeiten. 
Damit verbunden wollen wir prüfen, in 
























































































































